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Bildung zur demokratischen Bürgergesellschaftlichkeit im Hochschulstudium 

Der Beitrag legt dar, inwiefern Hochschulen einzigartige Möglichkeiten besitzen, durch eine im angelsächsischen Raum so genannte Democratic Citizenship Education – nachfolgend kurz mit ‚Demokratie-Bildung’ übersetzt – zur Nachhaltigkeit und Weiterentwicklung der demokratischen Zivilgesellschaft beitragen können. Indem sich die europäischen Hochschulsysteme nicht nur erweitern, sondern auch rasch differenzieren in Bezug auf Institutionen, Studiengänge und Studentenschaft, scheint sich eine engere Auseinandersetzung mit den „Gesamtzielen der Hochschulbildung“ abzuzeichnen, zu denen unzweifelhaft auch die Vorbereitung auf eine aktiv gelebte Teilnahme an der demokratischen Gesellschaftsordnung gehört. Der Beitrag behandelt zunächst verschiedene Vorstellungen gelebter Demokratie (democratic citizenship) und ihre Berücksichtigung im Konzept der Demokratie-Bildung. Anschließend geht er auf die Bedenken bestimmter Hochschulinstitutionen gegenüber einem breiten, standardisierten Engagement für Demokratie-Bildung ein, und auf die Gründe für diese Skepsis. Schließlich untersucht er mögliche institutionelle Ansätze zur Einbindung der Demokratie-Bildung in Lehre, Forschung und öffentlichem Dienst im Hochschulbereich.
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1. Einleitung
: Der Ruf nach Demokratie-Bildung

Demokratie-Bildung als Teil des Hochschul​lehrplans hat in 
vergangenen zehn 
Jahren in ganz Europa an Bedeutung gewonnen
Das zunehmende Interesse an Demokratie-Bildung steht im Zusammenhang mit dem in den letzten zwei Jahrzehnten allgemein und weltweit wiedererwachten Interesse am Konzept aktiver demokratischer Praxis. Demokratie-Bildung (Democratic Citizenship Education) als Bestandteil des Hochschullehrplans, der in manchen politischen Systemen zwar seit Jahren als Bildungsziel verankert ist (in Deutschland z. B. durch § 7 des mehr als drei Jahrzehnte alten Hochschulrahmengesetzes), aber nur selten in Form von durchdachten und zielgerichteten Maßnahmen umgesetzt wurde, hat in den vergangenen zehn Jahren in ganz Europa erheblich an Bedeutung gewonnen. Diese Entwicklung schließt an einen Trend an, der sich in der allgemeinen Schulbildung bereits seit den frühen neunziger Jahren abzeichnet (siehe Keating u. a. 2009). Der Ruf nach einer neuartigen Demokratie-Bildung kommt von oben. Regierungen und internationale Institutionen sind erklärtermaßen der Ansicht, dass institutionell getragene Bildung auf allen Ebenen eine Rolle bei der Vorbereitung der Studierenden auf ein Leben als aktive, gut informierte und verantwortungsbewusste Staatsbürger spielen sollte. So wurde die Forderung nach der Entwicklung einer qualifizierten Bildungspolitik und einer verbesserten Bildungspraxis laut (siehe Brooks und Holford 2009). Lautstärkster Verfechter einer auf Demokratie und Vielfalt ausgerichteten Bildung in Europa ist seit langem der Europarat, der erklärt hat: 
„Bildung trägt zur Erhaltung und Erneuerung des gemeinsamen kulturellen Hintergrunds eines Gemeinwesens sowie zum Erlernen grundlegender sozialer und bürgerlicher Werte wie Bürgersinn, Gleichheit, Toleranz und Respekt bei und ist von besonderer Bedeutung in einer Zeit, da alle Mitgliedstaaten mit der Frage konfrontiert sind, wie mit der zunehmenden sozialen und kulturellen Verschiedenheit umzugehen ist“ (Europarat 2007).
 
Initiativen
Die Institutionen der Europäischen Union zogen nach und haben inzwischen mehrere Initiativen im Bereich Demokratie-Bildung unterstützt. Zu den wichtigsten Initiativen zur Konkretisierung des politischen Bildungsanspruchs zählt der Europäische Referenzrahmen zu Schlüsselkompetenzen für lebensbegleitendes Lernen, der eine Liste ebensolche Kompetenzen sowie eine Beschreibung ihrer Implikationen umfasst und des Weiteren auch bürgerliche Kompetenzen aufführt und beschreibt (siehe Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2006). 
Ziel der Hochschul​bildung ist auch, 
Studierende auf eine aktiv gelebte Teilnahme an der demokratischen Gesellschaftsordnung vorzubereiten
Das stärkste politische Mandat für die Demokratie-Bildung wurde den Hochschulen im Rahmen des Bologna-Prozesses erteilt. Die Erklärung von Bologna und die nachfolgenden, von den Wissenschaftsministern des Europäischen Hochschulraums (EHEA) unterzeichneten Kommuniqués würdigen die mehrfachen Ziele der Hochschulbildung, darunter auch die „Vorbereitung der Studierenden auf ein Leben als aktive Bürger in ein demokratischen Gesellschaft“, und die Minister sind sich 

„des bedeutenden Einflusses unserer Hochschulen bewusst, den sie auf die Entwicklung unserer Gesellschaften auf der Grundlage ihrer Traditionen als Zentren von Lehre und Forschung, Kreativität und Wissenstransfer haben, ebenso wie [der] … zentralen Rolle [der Hochschulen] bei der Definition und Vermittlung der Werte, auf denen unsere Gesellschaften beruhen” (Londoner Kommuniqué 2007). 

Damit bestätigten die für das Hochschulwesen zuständigen europäischen Minister die – vor allem vom Europarat vertretene – Aussage, dass die Hochschulbildung auch weiterhin das gesamte Spektrum ihrer Ziele erfüllen müsse, u. a. eben auch die Vorbereitung von Studierenden auf ein Leben als aktive Bürger in einer demokratischen Gesellschaft, und sie legten somit auch den Hochschulen insgesamt nahe, Demokratie-Bildung als vorrangiges Bildungsziel zu behandeln und die für die praktische Umsetzung erforderlichen Orientierungen und Bildungsinstrumente zu entwickeln (siehe Zgaga 2009, S. 175). 
Faktoren für 
gestiegenes Interesse Demokratie-Bildung
Das gestiegene Interesse an gelebter demokratischer Praxis als politischem Projekt und dementsprechend an Demokratie-Bildung in den vergangenen Jahrzehnten ist auf eine Reihe unterschiedlicher, aber oft miteinander verbundener Faktoren zurückzuführen. Ein wichtiger Faktor ist sicherlich die weit verbreitete Sorge, ob sich eine nachhaltige demokratische Ordnung und Kultur in einer Zeit aufrecht erhalten und weiterentwickeln lässt, in der unsere Gesellschaften zunehmend vielschichtiger werden. Ein weiterer wichtiger Faktor gründet in einer Kombination aus wachsender Demokratisierung aller gesellschaftlichen Schichten, einem gewissen politischen Desinteresse vor allem unter Jugendlichen und aus Veränderungen demokratischer Politik an sich, deren neue Varianten besser informierte und gebildete Bürger voraussetzen. 
Demokratie-Bildung kann Gesellschaften im Umgang mit den Herausforderungen helfen, die sich aus der gestiegenen und weiter steigenden multikulturellen, multireligiösen und ethnischen Vielfalt in Bezug auf sozialen Zusammenhalt, gemeinsame Identität und das Gefühl gemeinschaftlicher Zusammengehörigkeit ergeben. Sie unterstützt so den Erhalt und die Entwicklung demokratischer Ordnung und Kultur.
Vielfalt bringt Herausforderungen mit sich
Die Bevölkerung unserer Gesellschaften wird vielfältiger, sei es in Bezug auf Nationalität, Ethnie und Rasse, sozio-ökonomischen Status, Religion oder Alter. So bereichernd Vielfalt sein mag, sie bringt auch Herausforderungen mit sich. Schwächere soziale Bindungen und gesellschaftlichen Fragmentierung werfen Fragen in Bezug auf sozialen Zusammenhalt, Integration, gemeinsame Identität und gemeinschaftliche Zusammengehörigkeit auf, wobei diese Fragen ihrerseits Fragen hinsichtlich des Erhalts und der Entwicklung eine nachhaltig demokratischen Ordnung und Kultur ins Spiel bringen. In Anbetracht fragmentierter Gesellschaften darf die „öffentliche Rolle“ der Hochschulbildung als integratives Element gelten. Hochschulen werden in die Pflicht genommen, um Gesellschaften zu helfen, die Herausforderungen gestiegener und weiter steigender Vielfalt zu bewältigen und bei der Erhaltung und Ausbau einer demokratischen Ordnung und Kultur zu helfen. Neue Konzepte für eine Demokratie-Bildung im Hochschulkontext sind als Antwort auf diesen Aufruf zu verstehen.
Demokratie-Bildung ist die Antwort auf die komplexe Fragestellung, die sich aus der zunehmenden Demokratisierung aller gesellschaftlichen Schichten, einem gewissen politischen Desinteresse vor allem unter Jugendlichen und aus Veränderungen demokratischer Politik an sich ergibt, deren neue Spielarten besser informierte und gebildete Bürger voraussetzen. 

Wandlung der Modi 
demokratischer Politik
Fareed Zakaria konstatiert, dass eine Demokratisierung aller gesellschaftlichen Bereiche im Gang ist, die eine allgemeine Machtverlagerung nach unten mit sich bringt: „Demokratie hat sich von einer Regierungsform zu einer Lebensart entwickelt“ (Zakaria 2007, S. 14). Gleichzeitig schwinden in der Öffentlichkeit aller hochentwickelten Demokratien das Vertrauen und der Respekt gegenüber den Institutionen und Abläufen gewählter Regierungen (siehe Dalton u. a., S. 124). Offenbar signalisieren die Bürger durch die abnehmende Wahlbeteiligung und den Mitgliederschwund der politischen Parteien ein Verlangen nach direkterer Beteiligung am politischen Geschehen (ebenda). Wir erleben eine Wandlung der Modi demokratischer Politik. Die Abläufe traditioneller Demokratie nach dem Prinzip der parlamentarischen Vertretung durch gewählte professionalisierte Politiker werden durch neue Arten „direkter Demokratie“ ergänzt – oder umgangen –, wie z. B. Volksabstimmungen und Bürgerinitiativen. Zudem wird die politische Beteiligung durch eine neuartige, von Mitbestimmung geprägte „interessenvertretend-einmischende Demokratie“ (advocacy democracy) ausgeweitet, bei denen Bürger entweder direkt oder über Interessensvertreter an der Gestaltung des politischen Programms oder gar der Politik selbst beteiligt sind (siehe Dalton u. a. 2004, S. 125ff). Der Bericht der OECD zur öffentlichen Beteiligung am politischen Gestaltungsprozess bestätigt, dass mit den neuen Spielarten von Demokratie eine erhebliche Ausweitung der öffentlichen Beteiligung einhergeht. Gleichzeitig betont der Bericht allerdings, dass es vor allem gebildete und gut informierte Bürger sind, die sich an den neuen Demokratiemodellen beteiligen (siehe OECD 2001). Bürger, denen solche Kompetenzen für die Teilnahme am politischen Prozess abgeht, bleiben ausgeschlossen, so dass sich die neuen politischen Ungleichheiten durch „Ungleichheit in der Anwendung“ eher noch verstärken (siehe Dalton u. a. 2004, S. 136). Direkte und einmischende Demokratieansätze sind in Bezug sowohl auf Meinungsbildung als auch auf Ressourcen schon deshalb anspruchsvoller, weil die politischen Fragestellungen, um die es normalerweise geht, komplexer sind als die Wahl von Volksvertretern. Wie Dalton und seine Koautoren (2004, S. 136) zeigen, erfordert die einmischende Demokratie mehr „Knowhow und Fachwissen der Bürgerschaft“. Vor allem junge Leute gelten hingegen oft als politisch zu unbedarft und ungeschickt, um sich effizient an diese neuen Umstände anzupassen (siehe Brooks und Holford 2009). Auf diesem Hintergrund kann die Demokratie-Bildung eine wichtige Rolle dabei spielen, Studierenden ebensolches Knowhow und Fachwissen zu vermitteln. 
Kompetenzbasierter Ansatz
Zur Erinnerung der Darstellungsziele und -modi: In diesem Beitrag soll es zunächst um verschiedene Vorstellungen gelebter demokratischer Praxis und ihre Berücksichtigung im Konzept der politischen Bildung gehen. Dabei soll ein kompetenzbasierter Ansatz in der politischen Bildung als nützliche Methode für die Formulierung von anzustrebenden Lernergebnissen im Bereich der formalen, d.h. curricular verankerten Elemente der Demokratie-Bildung dargestellt werden. Der folgende Abschnitt widmet sich der Frage, welche Rolle die Hochschulbildung für das Demokratie-Bildungsangebot spielt. Ferner geht es in diesem Zusammenhang um die Bedenken bestimmter Hochschulinstitutionen gegenüber einer ausgeweiteten, regulären Verpflichtung zur Demokratie-Bildung, und um die Gründe für diese Skepsis. Den Abschluss bildet ein Abriss möglicher institutioneller Ansätze zur Einbindung von Hochschulen in die Demokratie-Bildung in Lehre, Forschung und Dienst für die Öffentlichkeit. 

2. Eine Klassifizierung politischer Bildung
Der Begriff „Demokratie-Bildung“ (democratic citizenship education) beschränkt sich nicht notwendigerweise oder ausschließlich auf die Vermittlung der Rechte und Pflichten in einer demokratischen Gesellschaft. Es geht unter diesem Begriff zumindest teilweise auch um den Erhalt und die Weiterentwicklung von Demokratie. Die Vorstellung gelebter demokratischer Praxis enthält mehrere Aspekte, die von wesentlicher Bedeutung im Zusammenhang von Demokratie-Bildung sind.

2.1 Demokratische Praxis hat politische und soziale Dimension

Unter der politischen Dimension demokratischer Praxis sind die verschiedenen Modi der politischen Beteiligung, wie sie vorstehend beschrieben wurden, zu verstehen. Die soziale Dimension dagegen bezieht sich auf die zivilgesellschaftliche Beteiligung und das Engagement auf der Ebene der lokalen Gemeinschaft. Bei der Demokratie-Bildung gilt es, eine ausgewogene Berücksichtigung beider Aspekte zu gewährleisten. Biesta (2009, S. 151) gibt – bezogen auf den amerikanischen Bereich – kritisch zu bedenken, dass vorliegende Orientierungen und Studien zum Thema Demokratie-Bildung, auch wenn sie die politische Dimension anerkennen, die Betonung eher 

„auf Aktivitäten [legen], die den Bedürfnissen der lokalen Gemeinschaft und der Gesellschaft insgesamt dienen. Weit weniger deutlich hervorgehoben ist die Vergegenwärtigung von demokratischer Praxis im Sinne kollektiver politischer Willensbildung, politischer Streitkultur und Aktion.“ 

2.2 Geografische Verschiebung
Geografisch verschiebt sich demokratische Praxis weg von der nationalen und hin zu sub- und supranationalem Dimension und umfasst einen lokalen, regionalen und globalen Bürgersinn. Diese Tendenz dürfte die Auswirkungen der Globalisierung und der regionalen Integration spiegeln. Innerhalb der Europäischen Union entwickeln sich unterdessen verschiedene Konzepte einer europäischen Bürgerschaftlichkeit. 
2.3 Unterschiedliche neue Themen

Die einzelnen Vorstellungen demokratischer Praxis favorisieren unterschiedliche neue Themen, die jeweils den sozialen, wirtschaftlichen und politischen Herausforderungen der betreffenden europäischen Gesellschaft Rechnung tragen.
Zum europäischen Konzept von Bürgerschaftlichkeit gehören die Bereiche soziale Integration, Gleichheit und Zusammenhalt, Ethik und Moral (besonders im Zusammenhang von Geschäftstätigkeit, aber auch in anderen Bereichen) und ökologische Nachhaltigkeit.
 Wie bereits erwähnt, besteht das Risiko, dass diese Inhalte, die sich meist großer Beliebtheit besonders bei jüngeren Generationen erfreuen, das Demokratie-Bildungscurriculum auf Kosten der politischen Dimension dominieren, die sich meist auf den herkömmlichen politischen Arbeit konzentriert und damit oft weniger im Trend liegt. 

2.4 Kontinuierlicher Lernprozess

Demokratische Praxis sollte nicht als „statisch“ gelten, d. h. als Stand oder Ergebnis, sondern als fortlaufende Übung und „kontinuierlicher Lernprozess“ (Biesta 2007b). 

Ein als nichtstatisch anzusehendes Konzept demokratischer Praxis betrachtet Demokratie-Bildung nicht als eine Voraussetzung für staatsbürgerliche Mündigkeit, sondern als einen Prozess, der die tatsächliche Betätigung als demokratischer Bürger dauerhaft begleitet. Demokratische Praxis in diesem Sinne ist also nicht als einmalig erworbene Kompetenz zu sehen, auf die jederzeit zurückgegriffen werden kann.

2.5 Ideal demokratischer Praxis

Das Ideal demokratischer Praxis ist nicht die Reproduktion der bestehenden politischen Ordnung, sondern die Beschäftigung und kritische Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Lesarten von Demokratie (Biesta 2007b).
Von diesen Vorstellungen demokratischer Staatsbürgerschaftlichkeit lassen sich vier übergreifende Merkmale politischer Bildung ableiten:

1. Demokratie-Bildung ist Teil des lebensbegleitenden Lernens, d. h. sie kann in jedem beliebigen Lebensabschnitt erfolgen.

Es geht bei Demokratie-Bildung nicht um eine Lernkurve, an deren Ende ein aktiver, verantwortungsbewusster und gut informierter Bürger steht. Die Hochschulbildung stellt nur eine ‑ wenn auch eine wichtige ‑ Phase in der lebensbegleitenden Lernkurve der Demokratie-Bildung dar.
2. Demokratie-Bildung ist in bestimmte historische, politische und sozio-ökonomische Zusammenhänge eingebettet.

Mit anderen Worten, die in einem bestimmten Bildungsumfeld priorisierten Aspekte demokratischer Praxis spiegeln den breiteren sozialen Kontext, in dem sich die jeweilige Hochschule verortet. 

3. Je nach Kontext der Lehrveranstaltung lässt sich Demokratie-Bildung in formale, informelle und formlose Lernerfahrungen einteilen (Hoskins 2006). 
Strukturierte, geplante Lehrveranstaltungen im Hochschulwesen – also so genannte formale Lernvorgänge – finden meist im Rahmen von Lehrveranstaltungen statt und beinhalten die Vermittlung von Wissen über demokratische Praxis. In den Sozial- und Geisteswissenschaften findet sich eine ganze Reihe von Lehrveranstaltungen, die das Thema direkt oder implizit behandeln. Wie noch darzulegen ist, können und sollten Lerninhalte zu diesem Thema auch in den Lehrplänen anderer Fachbereiche zu finden sein. So genanntes nicht-formales Lernen im Hochschulrahmen bezeichnet systematische Bildungsaktivitäten außerhalb des schulischen Rahmens, aber im Zusammenhang üblicher studentischer Aktivitäten. Tagungen, Vorträge und Workshops, die von Akademikern oder studentischen Organisationen veranstaltet werden, zählen zu den augenfälligsten und effizientesten extracurricularen Ereignissen im Bereich Demokratie-Bildung. So genanntes formloses (oder gelegenheitsbedingtes) Erlernen demokratischer Staatsbürgerschaft verbindet sich mit der Vorstellung von Hochschulen als „Orte gelebter Demokratie“ („sites of citizenship“, Biesta 2007b).
 Hochschulen übertragen Werte und Einstellungen allein schon durch ihre Arbeitsmethoden und die Hierarchisierung von Inhalten. Werden die Entscheidungsfindungsprozesse an einer Hochschule als demokratisch wahrgenommen? Findet an einer Hochschule Forschung zum Thema demokratische Praxis statt? Welche Rolle spielt die Studentenvertretung, und welchen Einfluss hat sie? Welche Beziehung bestehen zu anderen gesellschaftlichen Akteuren? Antworten auf diese und andere Fragen beschreiben die Organisationskultur und die Art des Rollenmodells, das eine Hochschule in Bezug auf demokratische Praxis präsentiert. 

4. Der Kompetenzansatz kann hilfreich für die Definition konkreter Bildungsziele sein, d. h. der erwarteten Lernergebnisse insbesondere im formal-curricularen Zusammenhang der Demokratie-Bildung. 
Allerdings ist wichtig anzumerken, dass Demokratie-Bildung nicht als „Lernen um der politischen Existenz willen“ zu sehen ist, sondern dass der Schwerpunkt darauf liegen sollte, „wie man von der politischen Existenz lernt“ (Biesta 2010, S. 559). Indem sich für uns der politische Kontext ändert, ist auch unsere politische Existenz zeitlichem Wandel unterworfen. Dies bedeutet, dass wir immer wieder rekonstruieren müssen, was demokratische Praxis für uns bedeutet, und unsere Handlungsweisen neu verorten. Der Kompetenzansatz in der Demokratie-Bildung ist lediglich als eine Methode für die Planung von Bildungsmaßnahmen zu verstehen. Es impliziert nicht, dass demokratische Praxis an sich eine „Kompetenz“ darstellt, oder dass aktive gelebte Demokratie zwingend den Erwerb bestimmter Kompetenzen voraussetzt. 
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Kompetenz sollte 
hinsichtlich Relevanz und Wirkung einschätz- und auswertbar sein
Die gängigste Definition demokratischer Praxiskompetenzen spricht von einem Komplex aus Wissen und Verständnis der sozialen und politischen Konzepte und Strukturen– etwas wissen –; Fähigkeiten zur effektiven Beteiligung an sozialen und politischen Systemen– zu handeln wissen –; und den Werten, die aktiver Praxis in den verschiedenen demokratischen Gesellschaften beigemessen werden und denen man verpflichtet ist – zu sein wissen (siehe Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2006). Ferner sollte man eine ganze Bandbreite weiterer so genannter „übertragbarer Kompetenzen“, die also zu jedem Studiengang gehören und auf ein ganzes Spektrum von Kontexten anwendbar sind, besitzen, die als „notwendig für die persönliche Erfüllung, soziale Einbindung und Beschäftigung in einer Wissensgesellschaft“ gelten. Diese beinhalten kognitive, pragmatische und affektive Dimensionen des Lernens. In der Sprache der Lernergebnisse definiert und dargestellt, sollte Kompetenz etwas sein, das hinsichtlich Relevanz und Wirkung eingeschätzt und ausgewertet werden kann, und dessen Erwerb eine klar entwickelte Lehr- und Lernmethode zugeordnet ist, und auf das in den Qualifizierungsrahmen Bezug genommen wird.
Im nachstehenden Überblick findet sich ein Vergleich verschiedener Darstellungen zu den Kompetenzen demokratischer Staatsbürgerschaft (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, President and Fellows of Harvard College 2007):

	Beispiele für Wissen, das im Sinne demokratischer Praxis relevant ist
	· Kenntnis und Verständnis von Konzepten wie Demokratie, Menschenrechte, Gerechtigkeit, Gleichheit, Staatbürgerschaft und ihre Anwendbarkeit in verschiedenen Kontexten auf lokaler, regionaler, überregionaler und internationaler Ebene;

· Kenntnis und Verständnis der Regeln, Normen und Werte, welche die politischen Systeme im lokalen, nationalen und internationalen Umfeld durchdringen, und ihre Bezüge zu historischen und aktuellen Ereignissen und Entwicklungen sowohl im nationalen als auch im internationalen Kontext;

· Kenntnis und Verständnis der Gesellschaft, der wir angehören, und von Gesellschaftsformen in aller Welt, sowie der Art, wie Unterschiede in Kultur, Identität und Geschichte sich in unterschiedlichen politischen Systemen ausprägen, zwischengesellschaftliche Beziehungen beeinflussen und globale Trends gestalten;

· Kenntnis und Verständnis ethischen Verhaltens im persönlichen, beruflichen und öffentlichen Leben sowie Kenntnis moralischer Argumentation;
· Kenntnis und Verständnis nachhaltiger Entwicklung.

	Beispiele für Fähigkeiten, die relevant im Sinne demokratischer Staatsbürger​schaft sind (von denen viele mit anderen übertragbaren Fähigkeiten zusammenfallen und sich mit ihnen überschneiden)
	· die Fähigkeit, sich effektiv mit Mitgliedern der Gemeinschaft und Institutionen im öffentlichen Raum auszutauschen;

· kritisches Denken, die Fähigkeit zu Analyse und Synthese, die Fähigkeit zur Anwendung von Wissen in der Praxis, zur Problemlösung usw.;

· interkulturelle Fähigkeiten, wie etwa interkulturelle Kommunikation, Verhandlung und Konfliktlösung;

· die Fähigkeit, die ethischen Konsequenzen von Handlungen im Berufs- und Privatleben.

	Beispiele von Einstellungen und Werten, die für die demokratische Staatsbürger​schaft relevant sind
	· ein Gefühl für soziale Verantwortung;
· ethische Sensibilität;
· Toleranz;
· Respekt für Demokratie und Menschenrechte;
· ein Gespür für Gerechtigkeit und Gleichheit.

	Tab. D 2.2-1-1
Vergleich verschiedener Darstellungen zu den Kompetenzen 
demokratischer Staatsbürgerschaft


3. Welche Rolle spielt die Hochschulbildung für die Demokratie-Bildung?
Demokratie-Bildung 
als Fach...
Insofern die Besorgnis über politische Teilnahmslosigkeit, sozialen Zusammenhalt, interkulturelle Verständigung, Beteiligung und Gleichheit europäischer Bürger nach einer höheren Gewichtung von Demokratie-Bildung verlangt, stellt sich die Frage, welche Rolle der formalen Bildung und vor allem der Hochschulbildung bei der Bereitstellung entsprechender Bildungsangebote zukommt. Viele Regierungen in Europa und darüber hinaus haben die Entwicklung von Demokratie-Bildungsprogrammen für den Schulsektor beschlossen. In manchen Ländern ist Demokratie-Bildung als Fach inzwischen im Lehrplan der Sekundarstufe gesetzlich verankert (siehe Arthur u. a. 2008). Solche Initiativen sollen sicherstellen, dass alle Jugendliche ein gewisses Maß an Demokratie-Bildung vor dem Schulabschluss erfahren. 

Die Vorstellung, dass auch Hochschulbildung einen Beitrag zur Erhaltung und Weiterentwicklung demokratischer Gesellschaften leisten kann, dürfte mehr oder weniger außer Frage stehen.
Demokratische Praxis als Konzept wohnt dem Universitätsgedanken bereits inne
Biesta (2007a) verweist darauf, dass dieser Gedanke bereits in den frühesten Schriften zur Aufgabe der Universität auftaucht. Wilhelm von Humboldts Vorstellung von der Rolle der Universität umfasste beispielsweise die Erziehung aufgeklärter, gut informierter und kritischer Bürger (Biesta 2007a, S. 477). Auch Wissenschaftler jüngeren Datums betonen, dass Bildung zur Entwicklung und Nachhaltigkeit von Demokratie beiträgt (siehe Putnam 2000). Wie Zgaga (2009, S. 185) darlegt, wohnt demokratische Praxis als Konzept dem Universitätsgedanken bereits inne, und der Beitrag der Hochschulbildung zur gelebten demokratischen Praxis „kann – und soll – als integrierte Faser für die ‚gesamte Bandbreite ihrer Aufgaben‘ konzipiert sein“. Zudem konstatierten die Forscher eine positive Wechselbeziehung zwischen der Studiendauer einer Person und den verschiedenen Formen ihrer politischen und zivilgesellschaftlichen Partizipation (siehe Hoskins u. a. 2008). Als besonders förderlich für aktive gelebte Demokratie stellte sich die Tertiärbildung heraus (ebenda). 
Mangelnde 
Ausformulierung 
politischer Ziele
 in Bezug auf 
Demokratie-Bildung
Während allem Anschein nach Konsens dahingehend vorliegt, dass Hochschulbildung eine gewisse Rolle bei der Förderung und Pflege demokratischer Werte haben sollte, gehen die Meinungen, wie Hochschulen dies erreichen sollten, weit auseinander (siehe Biesta 2007a, S. 477). Geradezu auffallend ist die mangelnde Ausformulierung politischer Ziele in Bezug auf Demokratie-Bildung, wie es eigentlich von einem bewussten institutionellen Ansatz samt expliziter Strategie zu erwarten wäre. Die europäische Hochschulbildung hat wenig Anreiz entwickelt, sich formal ausgeprägter und auf breiterer Basis für die Demokratie-Bildung stark zu machen. Vielmehr wird seit längerem in erster Linie die Forderung an Hochschulinstitutionen europaweit herangetragen, der Wissensökonomie zuzuarbeiten. Diese Forderung hat andere Aufgaben etwas in den Hintergrund gedrängt. Vor allem hat sich der Diskurs zum Thema Kompetenzen tendenziell zu sehr auf den Arbeitsplatz und zu wenig auf ihre Bedeutung für die demokratische Praxis und die Bereicherung der Persönlichkeit des Einzelnen konzentriert. Auch wenn die öffentliche Erwartung, dass Hochschulbildung ein Treiber gesellschaftlicher Entwicklung sein müsse, zu keiner Zeit aus dem Blickfeld geraten ist, wurde sie in vielen Fällen durch Anstrengungen, Universitäten kosteneffektiv zu machen und an den Bedürfnissen der Wirtschaft auszurichten, an den Rand gedrängt. In ihrem eloquent formulierten Buch Not for Profit (2010) spricht Martha C. Nussbaum von einer „stillen Krise der Bildung“, die sich zunehmend utilitaristisch und marktgetrieben gestaltet und dabei die Künste und Geisteswissenschaften marginalisiert und vernachlässigt, die nachgerade ein Kernstück von Demokratie-Bildung darstellen. Wie ist dieses geringe formale Engagement für Demokratie-Bildung im europäischen Hochschulwesen zu erklären? 
Abschließend soll es in diesem Abschnitt um vier Gründe beleuchtet werden, die üblicherweise ins Feld geführt werden, um die Zurückhaltung zu erklären, die Demokratie-Bildung in einen breiteren und formaleren Rahmen zu stellen.
 Neben den prägnantesten Gründen werden auch Gegenargumente dargestellt. 
1. Warum sollte sich die formale Hochschulbildung für Demokratie-Bildung einsetzen, wenn diese schon in der Primär- und Sekundarstufe und anderen Bereichen der (Zivil-)Gesellschaft erfolgt, und dies möglicherweise auf effizientere Art?
Hochschulinstitutionen besitzen einzigartige Möglichkeiten, durch Demokratie-Bildung zur Nachhaltigkeit und Weiterentwicklung der demokratischen Zivilgesellschaft beizutragen. 

Immer mehr Bürger verbringen Jahre im Studium. 
Hochschulinstitutionen verfügen in Bezug auf Lehre, Forschung, Dienst für die Öffentlichkeit und studentischem Leben über weitreichende Ressourcen, die sich zur Demokratie-Bildung mobilisieren lassen.
Demokratie-Bildung eine lebensbegleitende Perspektive
Eine mögliche Antwort auf diese Frage könnte sich in der Vorstellung gründen, dass Demokratie-Bildung eine lebensbegleitende Perspektive darstellt. Jede Lebensphase bringt bestimmte politische Realitäten mit sich, und in jeder Phase stellt man sich diesen Realitäten mit einem weiter fortgeschrittenen Stand an kognitiver, praktischer und emotionaler Reife, wobei die Hochschule in diesem Sinne als Ort einer anspruchsvolleren Lernerfahrung durch formale Bildung gelten darf. Die Hochschulbildung stellt insofern einen besonders wichtigen Abschnitt dar, als Kompetenzen für demokratische Staatsbürgerschaftlichkeit sich in jungen Erwachsenen im studentischen Alter schneller entwickeln als in Schülern (und vielleicht auch als im Seniorenstudium). Außerdem bietet die Hochschulbildung einen jener Zusammenhänge, die einerseits die tatsächliche demokratische Praxis in einem institutionellen Umfeld verorten und die andererseits Möglichkeiten bieten, über – und durch – demokratische Praxis im Zuge formaler und nicht-formaler Bildungsaktivitäten zu lernen. In diesem Sinne ergänzt Demokratie-Bildung im Hochschulrahmen den Lernprozess, der ihr im schulischen Rahmen vorangeht und zeitgleich in der Zivilgesellschaft erfolgt. 

2. Wie kann der Demokratie-Bildung ein hoher Stellenwert eingeräumt werden, wenn die Prozessbeteiligten ihr diesen anscheinend nicht zugestehen?
Tuning-Report
Der Tuning-Report, der den Stand übertragbarer Kompetenzen in Hochschulen in ganz Europa untersuchte, enthält eine umfassende Liste derjenigen Kompetenzen, die am häufigsten in einschlägigen Publikationen genannt werden. Für den Report wurden Studierende, Akademiker und Arbeitgeber überall in Europa befragt, um zu klären, wie wichtig diese Kompetenzen eigentlich sind und bis zu welchem Grad sie an den jeweiligen Institutionen erworben werden (siehe González und Wagenaar 2003, S. 33). Die Ergebnisse zeigen, dass die Vertrautheit mit den Kulturen und Sitten anderer Länder, die Wertschätzung von Unterschieden und kultureller Vielfalt, die Fähigkeit, im internationalen Kontext zu arbeiten sowie Fremdsprachenkenntnisse – also eben die Kompetenzen, die einen Bezug zum erweiterten Verständnis demokratischer Praxis haben – von allen drei prozessbeteiligten Gruppen ganz unten auf der Skala in Bezug auf Bedeutung und Errungenschaft eingeordnet wurden. Wie geht man damit um?

Gesamtziele der 
Hochschulbildung 
nur schwerlich ohne Demokratie-Bildung 
zu erfüllen
Erstens könnte eine Hochschule nur schwer plausibel machen, dass sie „die Gesamtziele der Hochschulbildung“ erfüllt, sofern nicht auch Demokratie-Bildung zu einem gewissen Maß in der strategischen Planung berücksichtigt wird. Man könnte sogar sagen, dass Bildung ohne eine Demokratie-Bildungskomponente eine unvollständige Vorbereitung von Studierenden auf ihr Arbeits- und Privatleben nach dem Studienabschluss darstellt und in Bezug auf den öffentlichen Anspruch einer Hochschule gar einen Misserfolg. 
Vorbereitung 
von Studierenden 
auf ihr Arbeits- und 
Privatleben nach dem Studienabschluß

Zweitens gehört die Demokratie-Bildung in den Bereich der „allgemeinen“ oder „freien“ Bildung, d. h. einer Bildung, deren Curriculum auf die Vermittlung von Allgemeinwissen und die Entwicklung übertragbarer intellektueller Fähigkeiten ausgerichtet ist. Im europäischen Kontext galt die Allgemeinbildung üblicherweise als etwas, das nicht in die Zuständigkeit der Tertiärbildung fiel, deren Bildungsangebot der fortgeschrittenen beruflichen Ausbildung oder der akademischen Bildung in bestimmten Fachgebieten dient (siehe Weber 2007, S. 31f). Der sich innerhalb des europäischen Hochschulraums herausbildende Diskurs fordert jedoch eine Bildung, die sowohl die persönlichen Bedürfnisse der Studierenden als auch ihr künftiges Verhältnis zur Gesellschaft berücksichtigt, und manifestiert somit ein neues Interesse an allgemeinbildenden Praktiken. 

Die guten Seiten einer Allgemeinbildung werden vor allem von US-Akademikern betont.
 Als Denkanstoß in diesem Sinne sei Mortimer Adler zitiert, einer der wichtigsten Denker zum Thema: 
[Allgemeinbildung] möchte freie Menschen entwickeln, die mit ihrem Verstand umgehen und eigenständig denken können. Ihr primäres Ziel ist zwar nicht die Entwicklung beruflicher Kompetenz, aber ein freies Bildungswesen ist für jeden geistigen Beruf unverzichtbar. Es bringt Bürger hervor, die von ihrer politischen Freiheit verantwortungsvoll Gebrauch zu machen wissen. Es entwickelt kultivierte Personen, die auch ihre Freizeit fruchtbringend gestalten können. 

Kultur des 
Individualismus
Indem unter den Studenten von heute zunehmend eine Kultur des Individualismus zu beobachten ist sowie ein Priorisieren von Eigeninteresse und persönlicher Präferenz auf Kosten von Anliegen des Allgemeinwohls, und indem Studenten zunehmend der persönlichen Weiterentwicklung und Befriedigung Vorrang über moralische und soziale Sinnstiftung geben (siehe Colby u. a. 2007), sprechen mehr und mehr Gründe für eine Einbindung von solchen Kernkompetenzen in die bestehenden Curricula, die nicht nur für den globalen Arbeitsplatz, sondern auch für die Wahrnehmung demokratischer Verantwortung des Bürgers als lebenswichtig gelten. Es ist natürlich nicht gewährleistet, dass sich die vorstehenden Ziele für alle Studierenden tatsächlich auch durch allgemeinbildende Maßnahmen erreichen lassen. Allenfalls ist festzustellen, dass Allgemeinbildung Chancen für qualifiziertes Denken und höherwertige Kompetenzen schafft oder zumindest die Möglichkeit, dass die Berührung mit „guter Literatur“ oder sozial relevanten Themen weitergehendes Interesse weckt.
3. Geht es bei Demokratie-Bildung nicht um Indoktrination?
Europäer stehen Thema skeptisch gegenüber
Anders als ihre amerikanischen Kollegen verbinden europäische Pädagogen oft das Thema Allgemeinbildung – zu der auch die Demokratie-Bildung gehört – mit den sich wandelnden Werten und Einstellungen der Studierenden. In der Annahme, dass es sich bei europäischen Studierenden um mündige Personen handelt, die gegen plumpe Versuche, sie zu manipulieren oder mit bestimmten Werte zu infizieren, gefeit sind, stehen sie dem Thema skeptisch gegenüber. Speziell Demokratie-Bildung ist nicht wertneutral und kann Anlass zur Sorge vor politischer Indoktrination, Gehirnwäsche oder der Propagierung politischer Korrektheit geben. Im Vergleich zu ihren amerikanischen Kollegen können sich europäische Rektoren und Dozenten auch kaum mit dem Gedanken anfreunden, dass sie gesellschaftliche Leitbilder sein sollen mit weitreichender Verantwortung dafür, dass aus Studierenden gut informierte, tolerante und ethisch verantwortungsbewusste Bürger werden.
Ausreichende 
Ressourcen für 
eine anspruchsvolle Lehre und Didaktik 
bereitstellen
So berechtigt diese Sorgen auch sein mögen, sie sollten nicht überbewertet werden. Sicher lassen sich gewichtige Bedenken bei der Vermittlung demokratischer Staatsbürgschaftlichkeit ins Feld führen, allerdings können diese meiner Ansicht nach dadurch entschärft werden, dass man ausreichende Ressourcen für eine anspruchsvolle Lehre und Didaktik bereitstellt, sei es durch Aufarbeitung des Lehrmaterials oder durch entsprechend pädagogische Methoden und Lernumgebungen. Wichtig zu bedenken an dieser Stelle ist, dass ein Lehransatz, der sich nicht mit den von bevorzugten Lernmethoden der Studierenden deckt oder als bevormundend empfunden wird, zu negativen Lernergebnissen in der politischen Bildung führen kann. 
Studierende zur Hinterfragung demokratischer Praxis und zum kritischen Diskurs anregen

Falls die Besorgnis der Frage gilt, welche Werte in der politischen Bildung eigentlich transportiert werden und welches Demokratiemodell aufrecht erhalten werden soll, sei daran erinnert, dass es dem Konzept demokratischer Praxis nicht darum geht, die bestehende politische Ordnung zu reproduzieren, sondern darum, die Studierenden zur Hinterfragung demokratischer Praxis und zum kritischen Diskurs anzuregen. Während man gelten lassen mag, dass es nicht zur Rolle des Akademikers gehört, die Wertvorstellungen Studierender zu ändern, sollte es doch zumutbar sein, Studierenden die Möglichkeit zu bieten, auf Grundlage von Lerninhalten und Erfahrungen eigene Ansichten zu formulieren. 
Aktives Engagement 
der Studierenden 
gewinnt an Bedeutung
Wie Shepard (2010, S. 20) außerdem feststellte, schwindet mit der zunehmenden Verlagerung des Schwerpunkts vom Lehrenden zum Lernenden und Anwendung neuer Methoden, wie z. B. Lernen durch Engagement (service learning), erkundungsbasiertes Lernen (enquiry-based learning) und neue Lerntechniken, auch die Kontrolle des Dozenten über den Lehrstoff, wohingegen das aktive Engagement der Studierenden an Bedeutung gewinnt. So gesehen ist die Sorge, dass Akademiker Studierende mit bestimmten Werten indoktrinieren könnten immer weniger gerechtfertigt (ebenda). 

4. Ist Demokratie-Bildung nicht automatisch als Nebenprodukt in jedem anspruchsvollen Hochschulstudium enthalten? Wenn ja, warum sollte sie dann formal ausgestaltet werden?
Bietet sich Studierenden wirklich die Gelegenheit, eigene politische Erfahrungen zu machen?
Bis zu einem gewissen Grad stellt natürlich jedes anspruchsvolle Bildungsangebot in einer demokratischen Gesellschaft eine Form demokratischer Bildung dar.
 Wenn Studierende lernen, kritisch zu denken, sich treffsicher auszudrücken, frei und ausgiebig zu forschen, zu analysieren und Schlussfolgerungen zu ziehen usw., erwerben sie dadurch Kompetenzen, die zweifellos wichtig für ein gelebtes Demokratieverständnis sind. Allerdings stellt sich die Frage, ob Studierende – also Studierende aller Fachbereiche – auch tatsächlich Gelegenheit haben, sich Themen zu widmen, die ihr Dasein als demokratische Bürger betrifft. Bietet sich ihnen wirklich die Gelegenheit, auf betreute und informierte Art eigene politische Erfahrungen zu machen und diese mit theoretischem Wissen zu verknüpfen?
Nach Aussage von Derek Bok (2010, S. 23) „zeigen jüngste Forschungsergebnisse aus den USA, dass manche beliebte Studiengänge – […] Betriebswirtschaft, Ingenieur- und Naturwissenschaften – das demokratische Verantwortungsbewusstsein eher schwächen. Je mehr Lehrveranstaltungen Studierende in diesen Fächern belegen, desto geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie wählen gehen und sich aktiv am öffentlichen Leben beteiligen“. 

Demokratie-Bildung als Spiegel der Selbst​wahrnehmung der Hochschule
Eine hochwertige Bildung bereitet demnach Studierende nicht automatisch auf ihre Rolle als demokratische Bürger und ihre zivilgesellschaftliche und ethische Verantwortung vor. Die Entwicklung dieser Kompetenzen ist eher eine Funktion der systematischen und strategischen Anstrengungen einer Hochschule, den Studierenden Optionen in den Bereichen Lehre, Forschung und Dienst für die Öffentlichkeit anzubieten und das aktive Engagement mit verschiedenen curricularen und außercurricularen Optionen zu unterstützen. Diese drei Kernfunktionen sollten Mechanismen beinhalten, um Studierende für ein Leben nach dem Studienabschluss als aktive, verantwortungsbewusste und ethisch sensible Bürger vorzubereiten. Durch welche konkreten Maßnahmen und Initiativen dieses Ziel am besten zu erreichen ist, hängt von der betreffenden Hochschule ab. In ihnen spiegelt sich die Selbstwahrnehmung der Hochschule in Bezug auf ihren gesellschaftlichen Beitrag und das konkrete Umfeld – lokal, regional und überregional –, in das sie eingebettet ist. Es ist Aufgabe der einzelnen Hochschulen, eine authentische institutionelle Praxis zu entwickeln, die dem konkreten Kontext der Hochschule gerecht wird.

4. Institutionelle Ansätze in der Hochschulbildung zur Förderung aktiver demokratischer Praxis
Campusweit einheitliche Politik gefordert
Hochschulen können sich bei der langfristigen Pflege der Demokratie-Bildung nicht ausschließlich auf informelle und unabhängige akademische Maßnahmen verlassen. Vielmehr sollte im Zusammenhang der ebenfalls als Lernprozess erfolgenden Einbindung von Studierenden in die intellektuelle und soziale Hochschulgemeinschaft eine campusweit einheitliche Politik verfolgt werden, welche die Mechanismen und Instrumente für ein integriertes Vorgehen festlegt (Kuh 2001). Die Möglichkeit, eine solche Politik zu initiieren und sie in Kooperation mit Akademikern, studentischen Vertretern und sonstigen internen und externen Prozessbeteiligten zu entwickeln, hat vor allem die Hochschulleitung. Die nachfolgenden Abschnitte behandeln bestimmte Aspekte der Hochschulpolitik, die auf die Entwicklung studentischer Kompetenzen in Bezug auf Demokratie und Vielfalt abzielen.
4.1 Lehren und Lernen im Bereich Demokratie-Bildung
Zwei Optionen
Eine – vielleicht sogar die nächstliegende – Möglichkeit, Demokratie-Bildung in die Hochschulbildung einzubinden, ist der Weg über curriculare und pädagogische Arbeit. Das Ziel wäre hier, Studierenden durch reguläre Lehrplanveranstaltungen Möglichkeiten zu geben, über ihre Erfahrungen mit unterschiedlichen Themenfeldern, die das Leben in einer demokratischen Gesellschaft betreffen, nachzudenken und diese Überlegungen mit formal erworbenen Lehrinhalten zu verknüpfen. Für die Umsetzung dieser Praxis stehen ggf. zwei Optionen zur Verfügung: 

Option 1
Ausgestaltung eines „Kerncurriculums“, das einen oder mehrere Lehrveranstaltungen speziell zum Thema gelebter demokratischer Verantwortung und/oder zu verwandten Themen und/oder zu übertragbaren Kompetenzen enthalten würde, und das in ein bestehendes (wahrscheinlich angepasstes) Curriculum für die fachliche oder akademische Ausbildung des jeweiligen Studienfaches eingebunden würde. 
 

Schwierigkeiten bei 
der tatsächlichen 
Umsetzung dieser 
Option sind vielfältig

Dies würde grundsätzlich bedeuten, dass Studienfach-/Berufsfach-spezifische Lehrveranstaltungen begleitet würden von Pflicht- oder Wahlveranstaltungen zu bestimmten Aspekten demokratischer Praxis. Während einige, bereits angesprochene Gründe für ein solches Kerncurriculum sprechen, birgt diese Option Schwierigkeiten bei der tatsächlichen Umsetzung. Studierende, die von ihrer Hochschulausbildung marktgängige berufliche Fähigkeiten und Leistungsnachweise erwarten, würden solche Kernveranstaltungen vermutlich als überflüssig betrachten und aufgrund der zusätzlichen Belastung bei ohnehin übervollem Stundenplan mit einer Negativerfahrung verbinden. Überdies könnten sie misstrauisch sein, dass sich hinter solchen Lehrveranstaltungen möglicherweise ein „verstecktes Lehrprogramm“ verbirgt. Eine wichtige Aufgabe für die Hochschulgemeinschaft, aber auch für die Gesellschaft insgesamt ist es, Studierenden zu vermitteln, dass ihre Ausbildung unvollständig bleibt in Bezug auf ihre Vorbereitung für das berufliche und private Leben nach dem Studium, wenn sie neben der fachlichen Ausbildung nicht auch ein erhebliches Maß an kritischen Fähigkeiten entwickeln, die – wie vorstehend beschrieben – in den Bereich der Allgemeinbildung fallen. 

Bei Kernveranstaltungen könnten sich auch Schwierigkeiten anderer Art ergeben, die mit der Ausrichtung eines Fachbereich und dem Curriculum für den ersten Studienabschluss zu tun haben (siehe Colby u. a. 2007). Veranstaltungen des Kerncurriculums werden außerhalb der Studienfächer tendenziell vernachlässigt und sind fachbereichsübergreifend nur schwer über längere Zeit aufrecht zu erhalten, vor allem in Hinblick auf die Spezialisierung von Akademikern und Studierenden (siehe Colby u. a. S. 32). In Anbetracht der Freiheit von Dozenten in der Auswahl ihrer Lehrinhalte sowie des hohen Spezialisierungsgrads der Studienfächer ist es schwierig, fächerübergreifende Lernziele für alle Studierende zu formulieren und dabei „sicherzustellen, dass die Kurse miteinander verbunden sind und systematisch aufeinander aufbauen, um dadurch kumulative Lernfortschritte zu ermöglichen“ (Colby u. a. 2007, S. 34). Die Festlegung auf ein Kerncurriculum würde somit eine ernsthafte Überprüfung der Curriculum-Struktur für den ersten Studienabschluss erfordern. 
Option 2
Entwicklung von Elementen der Demokratie-Bildung innerhalb bestehender Curricula, wobei besonderes Augenmerk darauf zu richten ist, dass dies nicht nur in den mit Themen der Demokratie-Bildung von Haus aus vertrauteren Sozial- und Geisteswissenschaften erfolgt, sondern auch und gerade in den Naturwissenschaften und technischen Studiengängen wie z. B. Ingenieur- und Wirtschaftswissenschaften.
Studierende der 
Natur- und Ingenieurwissenschaften und der Medizin einbeziehen
Während Studierende der Künste, Sozial- und Geisteswissenschaften naturgemäß zu einem bestimmten Grad Aspekten von Demokratie-Bildung durch die Lehrveranstaltungen ihrer Studienfächer ausgesetzt sind, ist es besonders wichtig, dass Studierende der Natur- und Ingenieurwissenschaften oder auch der Medizin, die sich durch ihre Ausrichtung auf technokratische Kompetenz auszeichnen, von diesen Fragestellungen nicht ausgespart bleiben. Nicht zuletzt ist auch zu beachten, dass Studierende der Künste, Sozial- und Geisteswissenschaften ohnehin größeres Interesse an demokratischer Politik und zivilgesellschaftlichen Fragen zeigen. Sie sind motivierter, aber auch besser geschulter und befähigt, mit öffentlichen Anliegen umzugehen. Fachbereiche außerhalb der Künste, Geistes- und Sozialwissenschaften profitieren daher u. U. von der interdisziplinären Zusammenarbeit bei der Entwicklung und Durchführung von Lehrveranstaltungen, indem ihr Mangel an Erfahrung oder Vertrautheit mit den Themen durch die Kooperation mit den Geistes- und Sozialwissenschaftlern ausgeglichen wird. Hervorzuheben ist auch, „dass eine florierende Wirtschaft auf die gleichen Fähigkeiten angewiesen ist, die auch der demokratischen Praxis zugutekommen“, wie Martha Nussbaum schreibt (2010, S. 10). Denn Wirtschaft und Gesellschaft werden von Absolventen der Natur- oder Wirtschaftswissenschaften noch mehr Nutzen haben, wenn sich diese durch Demokratie-Bildung auch zivilgesellschaftliche Kompetenzen angeeignet haben. Überdies geht es der Demokratie-Bildung letztlich nicht nur um den gesellschaftlichen, sondern auch den persönlichen Ertrag für die Studierenden selbst. Denn Demokratie-Bildung hilft ihnen, auch in ihren Fachgebieten kompetenter – und somit auch für den Arbeitsmarkt interessanter – zu werden, da die Fähigkeit, optimal mit ihrem gesellschaftlichen und politischen Umfeld zu interagieren, auch ihre Führungseigenschaften prägt.
 Sie hilft ihnen, konkrete themenspezifische Vorhaben zu akzeptierten Praktiken in der jeweiligen Gemeinschaft zu machen.

Hauptproblem 
mangelnde Motivation der Akademiker
Das Hauptproblem, das diese Option mit sich bringt, ist die Motivation der Akademiker, der Demokratie-Bildung den erforderlichen Raum im eigenen Lehrplan einzuräumen. Die akademische Freiheit überlässt es zu einem großen Teil den Dozenten, was in ihren Veranstaltungen gelehrt wird und welchen Themen sie sich widmen (siehe Colby u. a. 2007, S. 33f). Angesichts der Notwendigkeit, regelmäßig eigene Forschungsergebnisse zu publizieren, ist die Lehrtätigkeit für viele Dozenten oft von zweitrangiger Bedeutung. Diese Einstellung wird noch verstärkt durch ein System, das akademischen Verdienst in erster Linie an der Forschung und kaum am Lehrerfolg bemisst. So erklärt sich, dass Akademiker insgesamt wenig Motivation zeigen, in erheblichem Umfang Zeit und Kosten aufzuwenden, um Themen zur Demokratie-Bildung in ihre Lehrpläne aufzunehmen. Nicht zu unterschätzen ist dabei die komplexe und schwierig zu vermittelnde Materie dieser Themen. Je weiter sie sich von ihrem Fachgebiet entfernen, desto weniger kompetent werden sich Lehrkräfte bei der Vermittlung dieser Inhalte fühlen. Hinzu kommt, dass es sich um Wert-besetzte Inhalte handelt, mit denen sie sich möglicherweise von Haus aus nicht gerne auseinandersetzen, um sich nicht dem Vorwurf politischer Indoktrination auszusetzen. Somit steht die jeweilige Hochschulleitung vor der schwierigen Aufgabe, Anreize zur Auseinandersetzung mit Demokratie-Bildung für ihre Dozenten zu schaffen sowie Unterstützung und die entsprechenden Ressourcen bereitzustellen. Neben umfangreicher Planung geht es auch um Innovation in den Bereichen Lehrplangestaltung, akademische Rollen und Entwicklung und insbesondere Lehr und Lernmethoden (siehe Colby u. a. 2007). Der letzte Punkt verdient dabei besondere Aufmerksamkeit.

Demokratie-Bildung verdient besondere Aufmerksamkeit, 
Planung und 
Innovation in den 
Bereichen Lehren 
und Lernen.

Mittlerweile wird den Bereichen Lehren und Lernen langsam aber stetig die vorrangige Bedeutung in der Hochschulbildung zugestanden, die sie verdienen. Hierbei darf nicht vergessen werden, dass man sich die Hochschullehre längst nicht mehr als Angebot an eine einheitliche Kohorte von 18-24-jährigen Studierenden vorzustellen hat. Die Studierenden, die sich heute in die Studiengänge für einen ersten Abschluss (oder auch zwecks Aufbaustudium oder Weiterbildung) einschreiben, stellen ein in Bezug auf Alter, ethnischen Hintergrund und sozio-ökonomischen Status immer vielschichtiger werdendes Kollektiv dar. Die Studierenden von heute bringen alle möglichen Lebenserfahrungen und unterschiedliche Erwartungen mit. Das macht es nicht nur schwierig, ein Curriculum für diese unkonventionelle Studentenschaft zu gestalten, sondern auch geeignete Lehr- und Lernmethoden zu entwickeln. Diese Herausforderungen, ergänzt um die üblichen Probleme von Lehre und Studium an der Hochschule, potenzieren sich zusätzlich durch die Einbindung der Demokratie-Bildung in den Lehrplan. 
Mangelhafte Vorbereitung vieler Akademiker und ungenügende institutionelle Ressourcen
Der Kern des Problems ist in der mangelhaften Vorbereitung vieler Akademiker auf die hier erwartete Lehre zu suchen und im Mangel an institutionellen Ressourcen und Unterstützung, wenn es um eine angemessene Ausstattung zur Bewältigung dieser Aufgabe geht. Nach Aussage von Derek Bok (2010, S.25) gilt es mehr Aufmerksamkeit darauf zu verwenden, den Ausbilder darin auszubilden, zu lehren, neue und bessere Lehransätze entwickeln, um schwierigere Bildungsverantwortungen zu bewältigen und einen fortlaufenden Evaluierungsprozess dafür zu etablieren, was und wie viel Studierende eigentlich lernen, um so eine Kultur kontinuierlicher Selbstkritik, Experimentierfreudigkeit und Verbesserung aufzubauen. Daneben sind auch mehrere praktische Hindernisse zu berücksichtigen. Eines der Probleme ist die Personalausstattung. Vorlesungen mit einer hohen Anzahl von Studierenden sollten durch Sitzungen in kleinen Arbeitsgruppen (von höchstens 15 Teilnehmern) ergänzt werden, damit die Diskussion effizienter gestaltet werden kann. Ferner müssen die schriftlichen Arbeiten der Studierenden angemessen kommentiert werden.
Eine Hochschule, die sich für ein nachhaltiges Engagement in Demokratie-Bildung entscheidet, sollte sich ernsthaft um zusätzliche Mittel und Unterstützung für folgende Zwecke bemühen:
· Die Entwicklung von Lehrmaterial zur Demokratie-Bildung im Rahmen bestehender Lehrveranstaltungen, mit besonderem Augenmerk auf Naturwissenschaften und technischen Studiengängen, Ingenieurs- und Wirtschaftswissenschaften, die – wie schon erwähnt – nicht automatisch Elemente demokratischer Praxis in ihre Lehrpläne einbinden.
· Die Entwicklung von Lehr- und Lernmethoden für die Demokratie-Bildung in bestehenden Lehrveranstaltungen, also auch und gerade von tätigkeitsbasiertem Lernen und realitätsbezogener Problemlösung. 

· Das Experimentieren mit innovativen Lernumgebungen und -methoden (um flexibleren Lernmethoden gerecht zu werden).
· Die Suche nach Möglichkeiten, studentische Erfahrungen aufzugreifen und außerhalb der regulären Lehrveranstaltungen oder gar der Hochschule zu lernen und diese Aspekte mit dem formalen Wissenschaftsbetrieb zu verknüpfen.
· Die Entwicklung von Bewertungsmethoden mit Bezug auf die Lernergebnisse der Demokratie-Bildung und die Entwicklung unterstützender Software. 
· Die weitere Forschung zum Thema Lehren und Lernen der Demokratie-Bildungsinhalte. 
· Die Einbindung in internationale Kooperationen zur Forschung und zur Praxis in Lehre und Studium.
Diese Initiativen könnten durch bestehende institutionelle Zentren zur Förderung von (oder Exzellenz in) Lehre und Studium oder eine sonstige institutionelle Einrichtung mit vergleichbarem Mandat unterstützt werden.

4.2 Forschung in der Demokratie-Bildung
Angesichts des grundsätzlichen und anwendbaren Wissens zum Thema nachhaltige Demokratie, das sich in unserer Gesellschaft gerade erst entwickelt, ist die Bedeutung von Forschung nicht zu unterschätzen. Im Hinblick auf die Anforderungen der Wissens-Ökonomie wird enormer Druck auf die Hochschulen ausgeübt, um die Natur- und Ingenieurswissenschaften enger mit der Wirtschaft abzustimmen, den Wissenstransfer in die Wirtschaft zu beschleunigen und Kompetenzen zu entwickeln, die sich an den Bedürfnissen und Erwartungen der Arbeitgeber orientieren. Infolgedessen ist die Finanzierungsgrundlage vor allem in den Bereichen ausgeweitet worden, die als unmittelbar vorteilhaft für die Wirtschaft gelten. In eben diesen Fachbereichen sollten Akademiker und Forscher motiviert werden, neben den rein wissenschaftlichen Inhalten auch komplexe gesellschaftliche Fragen zu behandeln. Häufig weisen naturwissenschaftlichen Fakultäten eine Neigung auf, sich auf rein wissenschaftliche Fragestellungen zu konzentrieren, die mehr Ansehen versprechen und bessere Aussichten auf zusätzliche Mittel haben (Weber u. a. 2007, S. 32). 
Wissen in den Geistes- 
und Sozialwissenschaften zur nachhaltigen Entwick​lung unserer demokratischen Gesellschafts​ordnung nutzen
Wie wichtig es ist, das Wissen in den Geistes- und Sozialwissenschaften zur nachhaltigen Entwicklung unserer demokratischen Gesellschaftsordnung zu mehren, muss deutlicher gemacht und entsprechend auch bei der Mittelvergabe berücksichtigt werden. Die Künste und Geisteswissenschaften, die unsere Zivilisation und Kultur prägen, sowie die Sozialwissenschaften, die zu unserem Verständnis der Gesellschaftsordnungen, in denen wir leben, und unserer Persönlichkeit beitragen, sind so relevant wie eh und je – ja, sie haben angesichts unserer im Zuge der Globalisierung immer vielschichtiger und fragmentierter werdenden Gesellschaften eher noch an Relevanz gewonnen. Dabei geht es keineswegs nur um den Wert von Kultur an sich, sondern um eine im Wesentlichen pragmatische Fragestellung: Technologischer Fortschritt und seine Umsetzung in Form von Produkten und Handel kommen effektiv zum Erliegen, wo immer es zu einem Mangel an Verständigung und Zusammenarbeit in der Zivilgesellschaft oder gar zu internationalen Konflikten kommt.

4.3 Hochschulen als „Orte gelebter Demokratie“
Ein strategischer Ansatz zur Demokratie-Bildung
Die Rolle der Hochschulbildung als öffentlicher Dienst, also ihre dritte Aufgabe neben Lehre und Forschung, bildet meist den am wenigsten entwickelten und aufgeschlüsselten Aspekt in der Planung und Strategie von Hochschulen. Allerdings wird gelegentlich auch argumentiert, Demokratie-Bildung ließe sich genau im Bereich dieser Funktion am besten umsetzen, denn „die bedeutendsten ‚Lektionen‘ der demokratischen Praxis sind im Grunde das Ergebnis dessen, was Menschen im Zuge ihrer Beteiligung (oder eben auch Nichtbeteiligung) an den Gemeinschaften und Praktiken lernen, die ihr Alltagsdasein bestimmen“ (Biesta 2007b, S.4). Die Hochschulgemeinschaft nimmt einen bedeutenden (oder gar den bedeutendsten) Platz im Leben der Studierenden ein. Umso wichtiger ist die Vorstellung der Hochschule als „Ort gelebter Demokratie“.
 Biesta (2007b, S.4) argumentiert, dass Hochschulen „von jeher Orte gelebter Demokratie sind, einfach weil sie Bestandteil des Lebens derer sind, die in solchen Institutionen ‚zuhause‘ sind, sei es als Studierende oder als Mitarbeiter, und somit eine ganze Bandbreite an Erfahrungen liefern, die potenziell von Bedeutung für den demokratischen Lernprozess sind. Somit solle man „in allererster Linie über die demokratischen und zivilbürgerlichen Eigenschaften von Hochschulen [nachdenken], die demokratischen und zivilbürgerlichen Eigenschaften ihrer internen Praktiken und Prozesse sowie die demokratischen und zivilbürgerlichen Eigenschaften ihrer Beziehungen zu lokalen, nationalen und internationalen Gemeinschaften“ (Biesta 2007b, S. 5). Alle diese Aspekte bieten nicht nur praktische Gelegenheit zu demokratischer Erfahrung, sondern vermitteln auch Normen, Werte, Überzeugungen, also sozusagen ein „verstecktes Curriculum“. 
Mit anderen Worten, was Hochschulleitungen begreifen müssen, ist „die Wirkung der unterschiedlichen Regelungen, Strukturen und Praktiken auf das Erlernen demokratischer Inhalte durch Studierende, Mitarbeiter und die erweiterte Gemeinschaft, so dass jeder Versuch, die Möglichkeiten zu verbessern, mit denen Hochschulen zur Entwicklung und Förderung europäischen Demokratieverständnisses beizutragen, eine feste Forschungsgrundlage hat sowie ein kritisches und reflektiertes Verständnis der verschiedenen Arten demokratischer Praxis und der Art von Demokratie, die wir gerne fördern möchten“ (ebenda).

Angesichts der Komplexität und Dimension dieser Aufgabe seien hier nur einige wenige Bereiche der Hochschularbeit und –dienste hervorgehoben, die besondere Relevanz für die Demokratie-Bildung haben. 

Unterstützung und Anerkennung für Aktivitäten, die von den verschiedenen studentischen Gruppen veranstaltet werden.

So lebhaft, wie das studentische Leben nun mal zu sein pflegt, findet sich an jeder Hochschule eine Fülle von entsprechenden Aktivitäten, die von Studierenden für Studierende organisiert werden. Durch die üblicherweise strikte Trennung zwischen akademischem und studentischem Leben innerhalb der Hochschulgemeinde bleiben ausgezeichnete Möglichkeiten für Demokratie-Bildung ungenutzt. Manche studentischen Gruppen, wie etwa die studentische Vertretung und Diskussionsforen, bieten ein außerordentlich hohes Potenzial für nicht-formelle Demokratie-Bildung. An dieser Stelle ergibt sich die kritische Frage, ob – und, wenn ja, wie – sich diese extracurricularen Aktivitäten verknüpfen lassen, um Optionen für qualifiziertes Lernen zu eröffnen.
Kultivierung von Demokratie, Gleichheit und Vielfalt innerhalb der Hochschulen.
Prinzipien von Demokratie, Gleichheit und Vielfalt sollten das gesamte Hochschulleben durchziehen, explizit in den institutionellen Richtlinien verankert werden, in Strukturen und Praktiken eingebettet sein und an alle Beteiligten kommuniziert werden. Ein wesentlicher Aspekt für die Anwendung solcher Prinzipien ist die Transparenz der institutionellen Entscheidungsfindungsprozesse und die studentische Beteiligung an diesen. Vor allem die Studierenden müssen in der Hochschulgemeinschaft als Partner gelten.
Schutz und Erweiterung eines „kritischen und unabhängigen Raums zur Evaluierung von Knowledge Claims und zur Bereitstellung von Ressourcen für Bürger, um zu einer ausgewogenen und rationalen öffentlichen Diskussion und Debatte zu kontroversen Fragen beizutragen“ und „Macht mit Wahrheit zu konfrontieren“ (Brennan und Naidoo 2008).
Hochschulen bieten ein ideales Forum selbst für die hitzigsten Debatten in der lokalen Gemeinschaft und in der Gesellschaft insgesamt. Denn der akademische Raum konstituiert sich aus der Freiheit von Untersuchung, Dialog und gründlicher wissenschaftlicher Forschung. Akademiker haben den Ruf, unabhängig, glaubwürdig und bereit zu sein, ihre Fachkenntnisse und Sichtweisen mit der Öffentlichkeit zu teilen. Diesen Raum sollten sich Hochschulen sorgfältig bewahren und weiterhin als Forum dienen für kritische und intellektuell ehrliche Diskussionen selbst der umstrittensten und provokantesten Fragestellungen unserer Gesellschaft. Hochschulen sollten es als Teil ihrer Rolle betrachten, öffentliche Debatten zu initiieren und zu führen, die zur Lösung lokaler – oder auch nationaler und globaler Fragen – und bzw. oder zum Wohl der Gemeinschaft beitragen. 

Pflege von Partnerschaften auf lokaler und regionaler Ebene und mit Akteuren im globalen Kontext, sowie Einbringung in politische, kulturelle, soziale und wirtschaftliche Projekte, die zur sozialen Infrastruktur am Ort, zur Lösung lokaler Probleme und zum Wohle der Gemeinschaft beitragen.

Insofern sich der Umfang der Beziehungen zwischen Hochschulen und gesellschaftlichen Akteuren ausweitet – und zwar aufgrund der Diversifizierung in Bezug auf Finanzierung, Anwerbung von Studierenden und anderweitig –, müssen Hochschulen auch ihre Prioritäten hinsichtlich der Art und Weise überdenken, wie sie der lokalen Gemeinschaft und der Gesellschaft insgesamt dienen möchten.
Einbringung in Wissensinitiativen im Bereich „Open Source Knowledge“.
Die „Demokratisierung“ von Wissen durch seine weitergehende Verbreitung im Internet und im Zuge der Zusammenarbeit mit den Medien stellt nur einen möglichen Ansatz zur Unterstützung demokratischer Entwicklung dar.
Überprüfung der Eignung bzw. Zweckdienlichkeit der Lehrmethoden und -modi.

Ein dozierender Vorlesungsstil ist vermutlich weniger geeignet für die Erarbeitung eines aktiven Demokratieverständnisses, als es Ansätze sind, die auf einen nachvollziehbaren Übergang von passivem zu aktivem Lernen abheben. Seminarartige Studiengänge, Selbststudium oder Gruppenarbeit, Praktika, Projektentwürfe und Projektmanagement kommen als nützliche curriculare bzw. didaktische Mittel in Frage, um die persönliche Initiative, Beteiligung, Mitarbeit und Interaktion mit der Gesellschaft insgesamt oder bestimmten Bereichen derselben zu fördern.
5. Ein Neuansatz für die Demokratie-Bildung im Hochschulwesen?
Es fehlt ein nachhaltiges institutionelles Engagement für Demokratie-Bildung
Demokratie steht derzeit unter Druck, wie Fareed Zakaria (2003) es formulierte. Das Vertrauen und der Respekt gegenüber demokratischen Institutionen und politischen Prozessen scheinen in der Bevölkerung, aber auch unter Studierenden ebenso zu schwinden wie überhaupt Kenntnis dieser Institutionen und Prozesse oder auch nur das Interesse an ihnen. Bürger legen zunehmend Individualismus und Eigeninteresse an den Tag, weniger Verantwortungsbewusstsein und weniger Zuständigkeit füreinander, für die Natur und die Welt insgesamt. Dem vorliegenden Beitrag ging es darum zu zeigen, inwiefern Hochschulinstitutionen einzigartige Möglichkeiten besitzen, durch Demokratie-Bildung zur Nachhaltigkeit und Weiterentwicklung der demokratischen Zivilgesellschaft beizutragen. Dies gilt erstens allein schon aufgrund der Anzahl ihrer Studierenden; denn immer mehr Bürger verbringen Jahre im Studium. Zweitens verfügen Hochschulinstitutionen in Bezug auf Lehre, Forschung, öffentlichem Dienst und studentischem Leben über weitreichende Ressourcen, die sich zu diesem Zweck mobilisieren lassen Was allerdings fehlt, ist ein nachhaltiges institutionelles Engagement für Demokratie-Bildung. 

Während die Erwartungen an die Leistung der Hochschulen immer ehrgeiziger werden, und während die Forderungen seitens Studierender, Arbeitgeber, Regierungen und weiterer gesellschaftlicher Akteure immer lauter und präziser formuliert werden, muss dies nicht heißen, dass auch immer mehr Hochschulressourcen zur Befriedigung dieser immer weitreichenderen Ziele abgestellt werden sollten. Vielmehr ist es Aufgabe der Hochschulleitungen, Wege zu finden, die vorhandenen Ressourcen so einzusetzen und mehrfach zu nutzen, um die vielschichtigen Ziele zu erreichen. 
Indem sich die europäischen Hochschulsysteme nicht nur erweitern, sondern auch weiter differenzieren, sehen sie sich offenbar auch dem Gedanken der „Gesamtziele des Hochschulbildung“ verpflichtet. Ungeachtet der speziellen Rolle, auf die sich eine Institution festlegt, und der Prioritäten, die sie sich als Aufgabe setzt, sollte jeweils Spielraum bleiben für die Vorbereitung Studierender auf eine aktive, verantwortungsbewusste, ethisch einfühlsame Rolle als Staatsbürger in einer demokratischen und zunehmend pluralistischen Gesellschaft, auch wenn ihre Hauptanstrengung der Vorbereitung auf Karriere und persönliche Entwicklung gilt. Nur indem sie diese Aufgaben kombiniert, kann eine Hochschule ihre Absolventen voll und ganz auf das Leben nach dem Studium vorbereiten. 
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